








Zusammenfassung der 13. Sitzung der Kommission 6 (Gerichtsbehörden und Mediation)








Datum: 21. August 2001, um 16 h 30  


Ort : Landwirtschaftliches Institut Grangeneuve





Die Kommission 6 diskutierte erneut die Frage, ob das Verfassungsgericht kantonale und kommunale Normen überprüfen könne. Sie konnte wieder keinen Beschluss fassen und wird später zwei Thesen zu diesem Thema formulieren.


Im Gegenzug hat die Kommission beschlossen, die konkrete Normenkontrolle für alle angerufenen Gerichte einzuführen, wie es die Kantone Bern, Neuenburg und Aargau kennen. Ausserdem bezeichneten die Mitglieder der Kommission 6 eine Sub-Kommission aus fünf Mitglieder, welche die Thesen vorbereiten werden.





Danach ist die Kommission auf die Frage 2 der Ideenhefte zurückgekommen, welche sie bereits am 3. April 2001 behandelt hatte, ohne allerdings damals einen Beschluss zu fassen. Die Kommission beschloss einstimmig, in der neuen Verfassung die grundlegenden Prinzipien, welche die Judikative beherrschen, festzuhalten. Im Übrigen muss die Regierung den Justizbehörden die erforderlichen Mittel zur Respektierung des Beschleunigungsgrundsatzes zur Verfügung stellen.





Schliesslich beabsichtigt die Kommission, sich an ihrer nächsten Sitzung mit dem obersten Justizrat auseinander zu setzen. Sie will die Regelung der Zusammensetzung und der Aufgaben dieser Behörden auf Verfassungsstufe in Erwägung ziehen.





























